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Fir UNO-Garantien statt sozialistische Appelle

Rumanien wehrt sich wieder

Von Leonida Popescu

Nach dem Ueberfall auf die Tschechoslowakei und den mutmasslichen sowjetischen Truppenkon-
zentrationen an der rumiinischen Grenze verstummte fiir eine Weile die Aktivitit der Bukarester

ihres

Kommunisten, Meil

Weges zum Sozialismus zu setzen. Es schien, sie wiiren

zur Einsicht gekommen, man diirfe den russischen Biren nicht weiter reizen; er konnte sonst aus
seiner Hohle stiirzen. In den letzten Wochen liess sich jedoch erkennen, dass der ideologische Waf-

fenstillstand nur kurzfristig war.

Kurz nach dem Tito-Ceausescu-Treffen in Trimi-
soara und nur kurz vor der seit langem schwe-
lenden, immer wieder verschobenen Konferenz
der kommunistischen Parteien eréffneten nun
ruminische Zeitungen und Zeitschriften aller Gat-
tungen ein schweres Artillerie-(Artikel-)Feuer ge-
gen die Breschnew-Doktrin der «begrenzten Sou-
verdnitit der sozialistischen Staateny.

Eine voliig neue Argumentation

Das iiberraschende neue Moment in dieser Presse-
kampagne ist, dass die Ruménen nicht mehr —
wie bisher — ihre Verbiindeten im Warschauer
Pakt oder den Kreml selbst mit den tiblichen
marxistischen Argumenten zu iiberzeugen ver-
suchen, sondern dass das Schwergewicht ihrer
Argumentation sich auf die Forderung richtet,
die Vereinten Nationen sollten fiir die Einhal-
tung der Grundprinzipien des Vélkerrechtes sor-
gen, der Charta der UNO, die fiir alle Staaten
gleichartig verbindlich sind. Praktisch bedeutet
das: Die Ruminen scheinen schon kein Ver-
trauen mehr in ihren Verbiindeten zu haben und
sehen sich gezwungen, an die Weltoffentlichkeit
zu appellieren. Angesichts des strengen Rituals
der kommunistischen Parteidisziplin bedeutet das
einen Frevel hochsten Grades.

In den seit Anfang Februar anlaufenden Arti-
keln, die von Woche zu Woche schirfer wer-
den (besonders seit Ceausescus Rede vor den
Piddagogen, in der er die Breschnew-Doktrin
erneut abgelehnt hatte), wurde bisher die So-
wijetunion zwar noch nie beim Namen genannt
(in sehr geschickten Formulierungen werden so-
gar meistens die Vereinigten Staaten und der
Vietnamkrieg als Beispiel erwihnt; auch berufen
sie sich noch hie und da auf den Marxismus und
auf Lenin), aber es bleibt nicht der geringste
Zweifel, dass nun direkt auf den Kreml geschos-
sen wird.

Bemerkenswert ist schon der Titel des Artikels,
der am 13.Februar in der Zeitschrift «Lumea»
erschien (gezeichnet von «conf. univ. dr. Gheor-
ghe Moca): «Die Universalitit der Grundprinzi-
pien des internationalen Rechtesy.

«Imperialistische Unterwerfung» —
auf Moskau gemiinzt

Der Artikel erinnert, dass die Staaten der Welt
einstimmig und freiwillig die Prinzipien der Sou-
verdnitdt, der nationalen Unabhingigkeit, der
Gleichberechtigung akzeptiert hatten, sich fiir die
Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei-
ten anderer Staaten verpflichteten und Gewalt-
anwendung zur Losung internationaler Probleme
ablehnten. Das Blatt fihrt fort:

«... Zu jeder Zeit, da diese Prinzipien mit Fiis-
sen getreten wurden und statt dessen eine Politik
des Diktats, der Gewalt, der Erpressung und der
Einmischung in die Angelegenheiten anderer
Staaten betrieben wurde, musste die Menschheit
dusserst gefihrliche internationale Krisen erle-
ben, der internationale Frieden und die Sicher-
heit gerieten in schwerste Gefahr, und die Le-
bensinteressen der Volker erlitten unermesslichen
Schaden.»

Nach der Erwidhnung des Vietnamkrieges fihrt
der Kolumnist fort:

«Die reaktiondren, imperialistischen Kreise» (das
konnte sich noch auf die Vereinigten Staaten be-
ziehen, da vorher von ihnen und Vietnam die
Rede war, aber die nachher folgenden Sitze las-
sen keinen Zweifel bestehen, dass darunter die
Sowjetunion zu verstehen ist!) «unternehmen al-
lerlei Aktionen, offene und geheime, die gegen
die Souverdnitit, Unabhingigkeit und Integritiit
der Staaten gerichtet sind. Sie ersetzen die Grund-
regel der Verhaltungsweisen in den zwischen-
staatlichen Beziehungen mit Machenschaften, die
sie mit verschiedenen Theorien unterstiitzen, um
die Vorherrschaft der imperialistischen Miichte
iiber gewisse Volker und unabhingige Staaten
sowie die Aufteilung der Welt in ,Einflusszonen’
zu rechtfertigen. Und womit endeten die unter
dem Deckmantel solcher Theorien durchgefiihr-
ten Aktionen? Mit der imperialistischen Unter-
werfung gewisser Staaten und Vélker, mit wirt-
schaftlichen und politischen Erpressungen, mit
Einmischung in die inneren Angelegenheiten an-
derer Staaten, sogar mit der direkten Interven-
tion. ..»

Unter solchen Umstinden, resiimiert «Lumea»,
muss sich die Universalitit der Grundprinzipien
des internationalen Rechtes durchsetzen, es muss
erreicht werden, dass sich simtliche Staaten aus-
nahmslos diesen Prinzipien unterwerfen. Die
Stiarkung der internationalen Legalitit muss ge-
wihrleistet werden.

«Jedwelche Tendenzen, diese Prinzipien zu um-
gehen oder zu ignorieren — in der Praxis oder
durch die Formulierung gewisser Thesen, wie die
der ,begrenzten Souverdnitit’ oder die der
,supranationalen Integration’ — sind nur dazu
geeignet, die Beziehungen zwischen den Staaten
zu schadigen, die internationale politische Atmo-
sphire zu belasten ... Die Angehdrigkeit eines
Staates zu einem Militarblock kann in keinem
Fall bedeuten, dass dieser Staat aus der Aktions-
und Obhutssphire der Prinzipien der internatio-
nalen Legalitit fallt oder dass ein Staat fiir seine
Aktionen seiner Verantwortung gegeniiber simt-
lichen anderen Staaten entbunden werden kann.
In der Aufrechterhaltung des Friedens und der

internationalen Sicherheit sind die Prinzipien der
UNO-Charta fiir simtliche Staaten der Welt ver-
bindlich.»

Das theoretische Organ der ruménischen Kom-
munistischen Partei, «Lupta de clasay (Klassen-
kampf), erinnert die Sowjetunion an den Text ei-
ner Resolution, die sie selbst der UNO-Vollver-
sammlung unterbreitet hat und die am 21.De-
zember 1965 mit iiberwiegender Mehrheit ange-
nommen wurde. In dieser Resolution heisst es,
dass nicht nur die bewaffnete Intervention, son-
dern jede andere Form der Einmischung oder
Bedrohung, die sich gegen einen Staat oder seine
politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Ele-
mente richtet, zu verurteilen ist, weil jeder Staat
sein unverdusserliches Recht darauf hat, selbst
sein System zu wihlen, ohne die Einmischung
eines anderen Staates dulden zu miissen.

RGW im Schussfeld

Die Zeitschrift «Contemporanuly kritisierte dus-
serst scharf die wirtschaftliche Unterdriickung
durch den COMECON! Die Planung kann und
muss auf nationaler Ebene durchgefiihrt wer-
den. Die Bestrebungen des COMECON, supra-
nationale Planungen zu verwirklichen, verstos-
sen gegen die grundlegenden und unentfremd-
baren Rechte eines unabhingigen Staates. Kein
Naturreichtum eines Volkes darf entfremdet wer-
den, das widerspricht nicht nur den Grundsitzen
des Marxismus-Leninismus, sondern hemmt un-
ter anderem auch die Arbeitsfreude und so die
Produktivitdt des Volkes.

Diese und zahllose dhnliche Artikel lassen klar
erkennen, dass Ruminiens Opposition gegen-
iiber Moskau in eine entscheidende, neue Phase
getreten ist. Der entschiedene Ton und die Me-
thoden der Argumentation weisen auf eine qua-
litative Verdnderung des ruménischen Stand-
punktes.

Die politischen Traditionen dieses Volkes waren
schon immer auf ein pragmatisches Denken, auf
die Opportunitit des Moglichen eingestellt.
Wenn sich Nicolae Ceausescu zu einer solchen
Offensive entschlossen hat, musste er also viel-
leicht iiber Informationen verfiigen, die ihn er-
mutigten, solche Schritte zu dieser Zeit zu unter-
nehmen. Welcher Natur diese Informationen sind,
kann man natiirlich nicht wissen. Ob er auf einen
inneren Machtkampf im Kreml oder etwa auf
bevorstehenden Aktionen anderswo (vielleicht
um Berlin) oder auf innere Missstinde in der
Sowijetunion gesetzt hat, bleibt einstweilen dahin-
gestellt. .

Moskaus einzige Antwort blieb vorldufig der
Blitzbesuch von-Jakubowski und Kusnezow. Er-
sichtliche Ergebnisse dieser Visite wurden bisher
nicht bekannt, wenn nicht die Tatsache, dass die
fiir das Friihjahr prophezeiten Manover in Ru-
minien nun in der DDR stattfinden.

Bereitschaft zur bewaffneten Verteidigung
nach jugoslawischem Vorbild?

Uebrigens wird die Organisierung einer Volks-
miliz nach jugoslawischem Muster mit grossem
Elan vorwirtsgetrieben. Auch Frauen werden zu
den Waffen gerufen. Der nationalen Riistungs-
industrie wurden betréchtliche neuere finanzielle
Mittel lockergemacht. Ceausescu mochte offen-
sichtlich auch auf diesem Gebiet unabhingig

sein. B



	Rumänien wehrt sich wieder : für UNO-Garantien statt sozialistische Appelle

